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Deutſcher Reichstag. 


(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
172. Sitzung vom 15. Februar, 1 Uhr. 

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Berathung des Mi⸗ 
litär⸗Etats. 

Zu Titel 1 „Krieg sminiſter“ liegt die Reſolu⸗ 
tion der Kommiſſion auf Neuregelung des Wachtpoſten⸗ 
weſens vor. 

Die Reſolution verlangt einmal Regelung und Begrenzung 
derjenigen Fälle, in denen die tvilverwaltungen be⸗ 


rechtigt find, die dauernde Geſtellung von militäriſchen S 


Wachtpoſten zu polizeilichen Sicherheitszwecken zu verlangen; 
die geht ferner auf eine thunlichſte Einſchränkung der 
Militärpoſten insbeſondere in verkehrsreichen Gegenden 
und drittens auf eine Reviſion der Beſtimmungen über den Ge⸗ 
brauch der Schießwaffen ſeitens der Militärpoſten. 

Abg. Richter (dfr.): Die Reſolution hat ihren äußeren Anlaß 
enommen in einzelnen Vorfällen, aber ihre Begründung iſt eine 
efere. Wir waren ſtets beſtrebt, die Dienſtzeit auf das nothwen⸗ 

digſte Maß für die Ausbildung im Kriege zu verkürzen. Mit 
Rückſicht darauf haben wir alle Beſtrebungen der Militärverwal⸗ 
tung unterſtützt, das Militär zu entlaſten von allen Funktionen, 
welche nicht unmittelbar mit der Ausbildung zum Kriege im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Wir haben die Gelder bewilligt für Muni⸗ 
tionsarbeiten der Zivilarbeiter. Weiterbin iſt aber nochleine Ent⸗ 
Paftung des Militärs möglich durch eine Verminderung der 
Wachtpoſten. Unbeſtreitbar geht der Umfang des Wachtdienſtes 
geaemwärtig weit hinaus über dasjenige Maß, welches erforderlich 
ſt, um die Soldaten für den Kriegsdienſt ſelbſt auszubilden. Zu⸗ 
nächſt ſtreben wir in der Reſolution eine Verminderung derjenigen 
Wachtpoſten an, welche im ficherheitspolizeilihen Intereſſe der 
tvilbehörde aufgeſtellt werden. Die Verfaſſung giebt den 
nzelnen Regierungen das Recht, Truppen zu requiriren im Dienſte 
der Sicherheitspolizei. Es iſt aber niemals im Einzelnen feſtge⸗ 
stellt worden, in welchem Umfange das geſchehen ſoll. Das Maß 
aber ſolcher Requiſitionen iſt unzweifelhaft ein ganz verſchiedenes, 
je nachdem früher vor der Begründung des Reiches die Gewohn⸗ 
heiten in den betreffenden Staaten ſich herausgebildet haben. Wir 
find der Meinung, daß ſchon eine nähere Unterſuchung der Fälle 
im Einzelnen, in denen ſolche Milttärpoſten geſtellt werden, 
er wird, daß eine erhebliche Verminderung dieſer Art 
achtpoſten nöthig iſt Man unterſchätzt vielfach die Laſt, welche 
die Stellung ſolcher Poſten für die Militärverwaltung zur Folge 
at. Die Wache dauert 24 Stunden, und Stunden gehen in 
olge der Ermüdung der Soldaten für den Militärdienſt verloren. 
enn man nun auf Grund dieſer Berechnung zu dem Schluſſe 
kommt, daß 2000 Wachtpoſten erſpart werden können, ſo wäre das 
eine Erſparniß von 2000 Mann, welche verwendet werden könnten 
ur Verminderung der Präſenzſtärke oder zur Verkürzung der 
Dienttzeit. Unter Umſtänden haben aber dieſe Wachtpoſten gar 
keinen ſo großen Me, wie es der Laſt des Dienſtes entſpräche. 
Der Militärpoſten hat im gegebenen Falle weder beſondere Lokal— 
noch Perſonaltenntniſſe, und unſer Militär iſt auch weit mehr auf 
den Kampf in der Ferne eingerichtet als „uf denz Kampf im Hand: 
gemenge. 

Ad 2 haben wir an eine Verminderung der militariſchen 

Wachtpoſten gedacht, auch der militäriſchen Ehrenpoſten. Die 
zuge der Ehrenpoſten rührt doch von einer Zeit her, wo das 
illtär viel mehr freie Zeit hatte als heute. Ich erinnere nur an 
eine gelegentliche Darſtellung des Sonſt und Jetzt, welche der 
Reichskanzler einmal uns gelegentlich einer mildtäriſchen Vorlage 
gegeben bat. Wenn es nicht möglich iſt, die Ehrenpoſten über- 
aupt abzuſchaffen, fo wäre es doch vielleicht dchſtton ſie zu be⸗ 
ſchränten auf einen Ehrenpoſten für den Hod tkommandirenden 
an jedem Orte. Durch eine erhebliche Verminderung der Wacht⸗ 
poſten überhaupt würde auch qualitativ die Gefahr vermindert, die 
durch den Gebrauch der Schießwaffen Seitens der Poſten entſteht. 

Dann aber wollen wir auch, und zu dieſer Forderung haben 

uns beſtimmte Vorfälle veranlaßt, eine Reviſion der geſetzlichen 
Beſtimmungen über den Gebrauch der Schießwaffen 
Seitens der Wachtpoſten. Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen ſind 
55 Jahre alt. Sie datiren aus einer Zeit, als die Schießwaffen 
noch ganz anders waren als heute. Damals waren Vorderlader 
im Gebrauch, ſchon das Laden erheiſchte Kal Manipulationen, 
die eine gewiſſe Zeit brauchten, und durch welche die Exzedenten 
ſchon gewarnt wurden. Jetzt erfolgt das Laden und Schießen un⸗ 
mittelbar aufeinander, und vor allem wirkt das Geſchoß ſelbſt auf 
eine Entfernung hin, bei der bei dem Exzeß ganz Unbetbeiligte in 
die größte Lebensgefahr kommen, namentlich auch in Folge der 
rößeren Durchſchlagskraft der neueren Geſchoſſe. Wenigſtens han⸗ 
elt es ſich auch nicht um Exzeſſe von ſolcher ebeufung, daß die 
Gefahr durch die Schußwaffen damit in einem richtigen Verhältniß 
ſtünde Daß auch Poſten ohne Schußwaffen möglich find, zeigen 
ja alle Kavalleriepoſten, die man mit gezogenem Söbel, beiſpiels⸗ 
weiſe an den Kavalleriekaſernen, ſtehen ſieht. Indeſſen iſt das ja 
vorwiegend eine militärtechniſche Frage, wie man die Bewaffnung 
der Bolten zu bewerkſtelligen hat, um die Gefahren auf verkehrs⸗ 
reichen Straßen und Plätzen zu vermindern. Wir wollen durch 
dieſe Reſolution nur zu einer allgemeinen Revifion eine Anregung 
geben. und meinen nur, daß dieſelbe angeſichts der letzten Vor⸗ 
kommniſſe nicht länger aufgeſchoben werden darf. m Publikum 
kann man manchmal die Aeußerung hören: Das wird nicht eber 
beſſer werden, als bis einmal eine höhere Militärperſon oder gar 
ein Prinz unvorſichtigerweiſe erſchoſſen wird. Ich möchte nicht, 
daß man jo lange wartet, ſondern ſchon früher an eine Neviſion 


gebt (Beifall links.) 

Generalmojor v. Gohler: Gar Zivilzwecke in Preußen 
liefert die Militärverwaltung im Ganzen 2244 Köpfe als Wacht⸗ 
poſten, für Kaſſen und Gebäude, in denen erhebliche Geldbeträge 
ſich befinden, in ganz Preußen 199 Köpfe, für Berlin einen 
Tagespoſten an dem Poſtgebäude in det Spandauerſtraße und 
Nachtpoſten an dem Lagerhauſe, den Muſeen, der Reichsbank, der 
Generalſtaatskaſſe und der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
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Herr Richter geht aber noch weiter und will auch die Ehrenpoſten 
beſchränken und die Poſten, die aus militäriſchen Rückſichten im 
Jutereſſe des Dienſtes nöthig ſind. Das iſt Sache des Komman⸗ 
dos und die verbündeten Regierungen ſind da nicht in der Lage, 
Sr. Majeftät dem Kaiſer Vorſchläge zu machen. 

Bezüglich des Gebrauchs der Schießwaffen hat Herr Richter 
richtig bemerkt, daß es ſich nicht um militäriſche Beſtimmungen, 
ſondern um geſetzliche Beſtimmungen handelt. Darnach darf von 
der Schießwaffe nur Gebrauch gemacht werden erſtens gegen 
Angriffe, Widerſtand, Thätlichkeit oder gefährliche Drohung, zweitens 
bei Ungehorſam gegen Aufforderung zur Niederlegung von Waffen; 
drittens zur Verhinderung von Fluchtverſuchen und viertens zum 
chutz von den Schildwachen anvertrauten Perſonen oder Sachen. 
Das Militär hat von ſeiner Waffe nur ſo weit Gebrauch zu machen, 
als zur Erreichung dieſer . erforderlich. Der Unterſchied 
zwiſchen früher und jetzt iſt der, daß früher die Poſten mit ge⸗ 
ladenem Gewehr ſtanden, was heute nicht mehr ſtattfindet. Es iſt ja 
mög ich, daß bei dem Gebrauch der Schießwaffen auch Unbetheiligte 
verletzt werden; dann könnte man doch denjenigen, der den Poſten 
zwingt, von dem Gewehr Gebrauch zu machen, und das Leben 
ſeiner Mitbürger in Gefahr bringt, in ſchärfere Strafe nehmen. 
(Lachen links.) Die Inſtruktion bat 55 Jahre beſtanden und ſich 
bewährt. N 

Abg. Singer (S.:D.) bemängelt zunächſt die Abſperrungen des 
Bahnhofes und der umgebenden Straßen durch Soldaten bei der 
Ankunft eines Fürſten. Das iſt eine Rückſichtsloſigkeit gegen das 
ſteuerzahlende Publikum. Bei der Ankunft des Königs von Italten 
zeigten ſich dieſe Unzuträglichkeiten in vollſtem Maße. Der ganze 
Straßenzug vom Bahnhof bis zum Schloſſe war mit Militär beſetzt, 
das den Verkehr vollſtändig hemmte. 

Der Zuſtand, der ſich durch die Inſtruktion der Wachtpoſten 
in Berlin entwickelt hat, iſt unerträglich. Es handelt ſich bei den 
Exzeſſen meiſtens um ganz minimale Vergeben, die eine kleine Geld⸗ 
ſtrafe nach ſich ziehen. Und dieſe Vergehen befähigen und ermäch⸗ 
tigen einen Wachtpoſten, der ſich von ſeinem Tempergment leicht 
hinreißen läßt, über einen Bürger die Todesſtrafe nicht bloß zu 
verhängen, ſondern auch zu vollſtrecken. Und ſolche Fälle ſind 
nicht bloß in Berlin zahlreich vorgekommen, ſondern auch in an⸗ 
deren Städten, u. a. auch in Wiesbaden. Schon der Umſtand, daß 
unbetheiligte Paſſanten von dem Vorgehen des Wachtpoſtens be⸗ 
troffen werden können, muß zu einer Aenderung des ganzen Wacht⸗ 
poſtenweſens führen. Was nützt es demjenigen, der durch einen 
Militärpoſten erſchoſſen iſt, daß der Ruheſtörer deswegen härter 
beſtraft wird? trafe hat doch nur denjenigen zu treffen, der 
den Tod berbeigeführt hat. Verwahren muß ich mich gegen die 
Anſchauung, welche Herr Generalmajor von Goßler in der Kom⸗ 
miſſion zum Ausdruck gebracht hat, daß die Inſtruktio für die 
Wachtpoſten nöthig ſeien, weil man dieſe gegen die unterſten Volks⸗ 
klaſſen ſchützen müſſe. Aber wem iſt es denn eingefallen, die Poſten 
gegenüber Angriffen wehrlos zu machen? Das heißt doch die 
Dinge verſchieben, aus weiß ſchwarz machen. Wir verlangen doch 
bloß die Beſtrafung derjenigen, welche leichtfertig mit dem Leben 
ihrer Mitbürger ſpielen. Wenn der Gebrauch der Waffen durch 
die Poſten auf das beſchränkt iſt, was der Generalmajor v. Goßler 
irrthümlich angeführt hat, würde Niemand etwas dagegen haben, 
obgleich auch fur dieſe Zwecke das Seitengewehr genügen würde. 
Aber der Generalmajor hatte gar keine Veranlaſſung, eine ſolche 
Stellung einzunehmen, wie er es gethan hat. Der Gebrauch der 
Schießwaffen iſt ja ein Ausfluß des Militarismus in Deutſchland. 
Die Soldaten werden durch ihre Inſtruktion in eine ſolche Aus⸗ 
nahmeſtellung gebracht, mit einer ſolchen Macht bekleidet, daß es 
gar nicht Wunder nehmen kann, wenn ſie andere wehrloſe Menſchen 
niederſchießen. Aber das Militär iſt doch des Volkes wegen da 
und dazu ernährt doch das Volk das Militär. 

Sie müſſen nothwendig ben n erlaſſen, welche die 
Möglichkeit, Menſchen zu gefährden, ausſchließen. Der Stand⸗ 
punkt des Generalmajors v. Goßler, daß man die Verhältniſſe 
nicht ändern könne, da ſie bereits 55 Jahre beſtänden, iſt unhalt⸗ 
bar. Abg. Richter hat vollkommen richtig die Gründe dagegen 
angeführt, und es iſt auch von Herrn Richter vollkommen die 
Meinung des Volkes darüber, wann erſt eine Abhilfe kommen 
werde, dargeſtellt. Wir dürfen das Volk nicht wehr⸗ und ſchutzlos 
dem Gewehr des Soldaten ausliefern. Es giebt noch andere Mit⸗ 
tel, Exzedenten zu faſſen. Und wenn wirklich einmal das ſchreck⸗ 
liche Unglück paſſiren würde, daß ein Exzedent, der die Straße 
verunreinigt hat, entwiſcht, ſo iſt das doch beſſer, als wenn ein 
Unſchuldiger todgeſchoſſen wird. g 

Abg. Richter: Ich kann nur beſtätigen, daß die Art des 
Empfanges auswärtlger Fürſtlichkeiten in Berlin bei der Bürger⸗ 
ſchaft Unwillen hervorruft. Man ſagt ſich allgemein, das war 
doch früher nicht, warum muß es jetzt ſein? Ich habe nur die⸗ 
jenigen Leute im Auge, die ihren gewöhnlichen bürgerlichen Ge⸗ 
chäften nachgehen, die nothwendig ſolche Straßen, die zugleich auch 
Verkehrsadern von Berlin find, paſſiren müſſen, und für die oft 
Unzuträglichteiten der ſchwerſten Art entſtehen, wenn fie nicht an 
eine Stelle gelangen können, wo ſie mitunter ſehr wichtige Obliegen⸗ 
heiten zu erfüllen haben. . 

in Bezug auf die Wachtpoſten möchte ich hier das Wort 
„Militarismus“ nicht gebrauchen und mich auch nicht unnöthig er⸗ 
regen. Ich nehme noch immer an, 15 in dieſer Frage zwiſchen 
der bürgerlichen Bevölkerung und der Militärverwaltung eine Ver⸗ 
ſtändigung noch ſehr leicht möglich iſt; denn es handelt ſich doch 
bloß um Einſchränkung gewiſſer Funktionen, die für die Ausbil⸗ 
dung des Soldaten ſelbſt nicht von Belang find. Wenn 
Zahl von 2900 Wachtpoſten aufführte, ſo verſtand ich darunter die 
Zahl der often überhaupt. Es wäre intereſſant, nicht bloß die 
Ziffern der Poſten zu erfahren, welche auf die Zivilbehörden Be⸗ 
zug haben, ſondern auch diejenigen, welche ſich auf Militärbehörden 
beziehen. Herr v. Goßler fragt uns, welche Poſten man jonit 
ſtellen ſolle. Es würde verkehrt ſein, wenn wir im Einzelnen An⸗ 
ſichten ausſprechen wollten, ob an dieſem oder jenem Platze ein 
Poſten zu ſtellen wäre. Aber wenn es ſich um die Bemeſſung der 
Geſammtzahl handelt, fo können wir dem Kommando eine Grenze 
ſetzen. Denn die Kommandogewalt findet ja überhaupt Schranken 
in dem Geldbewilligungsrecht des Hauſes. Vielfach werden Poſten 
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aufgeſtellt nicht im Intereſſe der Disziplin, ſondern aus fiskaliſchen 
Intereſſen, b B. zur Bewachung von Vorrathshäuſern. 0 

Die Militärverwaltung meint, ſie habe keine ſchlechten Er⸗ 
fahrungen gemacht, ſie ſei ganz zufrieden. Das würde genügen, 
wenn die Militärverwaltung allein da wäre, wenn es N15 um 
Poſten an ganz entfernten Plätzen handelte. Wenn aber die Poſten 
mitten im Verkehr der Hauptſtadt geſtellt werden, iſt die Frage 
anders, dann werden bürgerliche Intereſſen wach. Den Aus⸗ 
führungen des Herrn Generalmajors über die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
folgung der Schuldigen vermag ich nicht zu folgen; das wird viel⸗ 
leicht auch für Juriſten ſchwierig fein. Da, wie mitgetheilt, nicht 
alle Poſten mit geladenem Gewehr aufziehen, würde ia das Ver⸗ 
ſchulden in der neuen Konſtruktion der Strafparagraphen davon 
abhängen, ob die Gewehre geladen ſind, reſp. ob die Poſten mit 
oder ohne Munition aufziehen, was der Exzedent ja nicht wiſſen 
kann. Dann kommt noch eins in Betracht. Die Exzedenten ſind 
in vielen Fällen durchaus unzurechnungsfähig. Die meiſten der⸗ 
artigen Neckereien entſtehen ſeitens trunkener Perſonen oder ſeitens 
Kinder, — ich erinnere an den vor einigen Jahren vorgekommenen 
Fall im Invalidenpark — bei denen man von einer Zurechnungs⸗ 
fähigkeit kaum ſprechen kann. Dann würde auch das Hilfsmittel, 
das der Herr Generalmajor du age hat, einer verſtärkten 
Beſtrafung ſolcher Exzedenten, doch verſagen. 

Deshalb meine ich, die Militärverwaltung hätte alle Veran⸗ 
laſſung, ſich nicht ſo ſtrikt abwehrend dagegen zu verhalten, ſondern 
ernſt zu erwägen, ob ein Geſetz, das unter ganz andern Verkehrs⸗ 
verhältniſſen und einem ganz anderen Bewaffnungsſyſtem geſchaffen 
iſt, noch heute thatſächlich in einem gen durchgeführt werden 
lann, wie es jetzt geſchieht, oder ob nicht eine Reviſion nothwendig 
iſt. (Beifall links.) * 

Abg. v. Frege We In der Kommiſſion waren auch wir alle 
einig darüber, daß die bedauerlichen Vorkommniſſe in Zukunft ver⸗ 
hindert werden müßten. Die Klagen, die Abg. Singer über den 
Militarismus vom Stapel gelaſſen hat, waren alſo unnöthig und 
gegen fie will ich proteſtiren. Muthwillige Angriffe gegen die 
Poſten müſſen verhindert werden. Dazu kommt, daß die Poſten 
meiſtens allein einer großen Menge gegenüber ſtehen. Wie kann 
man dieſe Poſten in ihrer Vertbeidigungsfähigkeit beſchränken? 
Abg. Bebel: Sind denn die Poſten in Lebensgefahr 2). Die 
Abſperrungsfrage hier auf das Tapet bringen, heißt mit Kanonen 
nach Sperlingen ſchießen. Die Abſperrungsmaßregeln ſind doch 
geringfügig gegenüber den Verkehrsſtockungen, die ſich “is ſchon 
von ſelbſt ergeben. (Lachen links.) Wir werden die Mißſtände 
am beſten b en durch eine möglichſt gute Ausbildung der 
Truppe. Für den erſten und zweiten Thel der Reſolution werden 
wir ſtimmen, wenn Herr Richter die Ehrenpoſten ausnehmen will. 

Generalmajor v. Goftler erklärt in Bezug auf die Bezug⸗ 
nahme Singers auf Wiesbaden, daß hier der Wachtpoſten, der ge⸗ 
ſchoſſen habe, in einer menſchenleeren Gegend geſtanden habe. 

Abg. Singer: Wir können eine Aenderung der Uebelſtände 
nicht im Wege der Gnade verlangen, ſondern ſind befugt, hier ein 
Recht zu beanſpruchen. Herr v. Frege würde anders urtheilen, 
wenn er oder einer ſeiner Angehörigen einmal von dem Vorgehen 
eines Wachtpoſtens betroffen würde. Was die Abſperrung von 
Militär anbetrifft, ſo iſt kein Zweifel, daß die Intereſſen des Ver⸗ 
kehrs, des Handels und der Bürgerſchaft verletzt werden, wenn die 
Abſperrung hindert, Depeſchen aufzugeben und wenn die Poſten 
aufgehalten werden. Redner bezieht ſich ſodann dem Abg. v. Frege 
gegenüber nochmals auf die Ertlärung des Generalmajors von 
Goßler in der Kommiſſion, daß man den Poſten nicht wehrlos 
machen dürfe. Wenn der Herr Generalmajor heute eine andere 
Sprache redet, ſo geſchieht es wohl aus dem Gefühl heraus, daß 
man im Reichstag eine ſolche Sprache nicht reden dürfe. Herr 
v. Ferde will den Mißbrauch, der durch die Wachtpoſten getrieben 
werde, auch bekämpfen, aber von wirklicher Bekämpfung iſt in ſeiner 
Rede keine Spur zu erkennen geweſen. 

Dr. Meyer (dfr.): Bei der Beurtheilung der Reſolution m 
man beſonders eins in Erwägung ziehen. Früher fiel eine u 1 
die ihr Ziel verfehlte, glatt zur Erde; davon kann heute in Berlin, 
in einer großen Stadt, nicht die Rede fein. Irgendwo richtet fie, 
wenn nicht eine wunderbare Fügung eintritt, Schaden an. Die drel 
letzten in Berlin vorgekommenen Fälle haben das bewieſen. In dem 
einen Falle wurde ein ungezogener, unreifer 75 — in der Nähe 
der Juvalidenſäule erſchoſſen, weil er einen Poſten geneckt hatte. 
Das Unglück wäre zu vermeiden geweſen, wenn entweder die Be⸗ 
wachung anſtatt einem Poſten einem Schutzmann übertragen ge⸗ 
weſen wäre, oder wenn der Poſten das Recht gehabt hätte, einen 
blinden Schuß abzugeben, der u feine Wirkung 3 ver⸗ 
fehlt hätte. Die Verwundung eines Dienſtboten durch einen Trans⸗ 
porteur, der nach einem flüchtigen Gefangenen ſchoß, wäre ver⸗ 
mieden, wenn der Transport des Gefangenen nicht zu Fuß, ſondern 
zu Wagen geſchehen wäre. In dem dritten Falle ſchoß der Poſten 
nach einem Menſchen, der ſich einer unbedeutenden Polizeivergehn 
ſchuldig gemacht hatte. Man bätte den Poſten anweiſen ſollen, ft 
um derartige unbedeutende Polizeivergehen nicht zu kümmern, die 
man füglich der Schutzmannſchaft überlaſſen kann. Deshalb kann 
für die Sicherheit der Bevölkerung erhebliches geſcheben, auch ohne 
die Poſten ihrer Selbſtvertheidigung zu berauben. 

Zu dem Titel ſteht ferner die vom Abg. Richter eingebrachte 
Neſolutfon betreffend die Einberufung früherer Einiährig- 
Freiwilliger zu Landwehrübungen zur Berathung. 

Nach dieſer Rejolution ſollen die bis nach vollendetem 23. Jahr 
zurückgeſtellten Einjährig⸗Freiwilligen nicht als in Folge eigenen 
erſchuldens verſpätet in den aktiven Dienſt eingetreten zu be⸗ 
trachten, und dementſprechend deren Einberufung zu Landwehr⸗ 
übungen nach vollendetem 32. Jahre als gegen das Kontrollgeſetz 
angeſehen werden. 

Zur Begrundung der Reſolution bemerkt a 

Abg. Richter: Die Militärverwaltung hat ey A daß 
in letzter Zeit Einjährig Freiwillige, auch wenn fie ſchon das 32 
Lebensſahr vollendet halten, noch zu Landwehr⸗Uebungen einge⸗ 
zogen worden find. Es iſt dies geſchehen bei ſolchen, die erſt nach 
dem 23 Lebensjahre in den aktiven Dienſt 5 ſind, denen 
alſo auf Grund des $ 14 des Milttärgeſetzes ein Aufſchub gewährt 
wurde. Das Geſetz über die Kontrolle des Beurlaubtenſtandes 


— 


luallet, Werionen, die das 32. Lebensjahr zurückgelegt haben, nur 
Bann zu Landwehr⸗Uebungen einzuziehen, wenn Ar in Folge eines 
Verſchuldens verſpätet in den Dienſt eingetreten find. Daß aber in 
dem Falle, in welchem einer Perſon von der Erſatzbehörde geſtattet 
wird, ſpäter einzutreten, von einem Verſchulden die Rede ſein kann, 
muß ich auf das Entſchiedenſte beftreiten, und die Militärverwal⸗ 
tung war ja ſelbſt zweifelhaft in Bezug auf die Auslegung des 
SL 8. Die Fälle ſcheinen zahlreich vorgekommen zu ſein, und 
es um ſo eher angezeigt, daß der Reichstag ſich damit 
beſchäftigt, als es uns hier an jener Inſtanz fehlt, die 
eich dem Ober ⸗Verwaltungsgericht und dem Reichsgericht 
er die Auslegung der n im Einzelnen entſcheidet. 
Die ratio der 1 es Kontrollgeſetzes, daß eine 
Einziehung nach dem 32. Lebensjahre nicht ſtattfinden ſoll, iſt doch 
die, daß in einem ſo ſpäten Lebensalter die Einziehung weit ſtören⸗ 
der wirkt auf die bürgerlichen Exwerbsverhältniſſe als in einer 
früheren Zeit, daß alſo der militäriſche Nutzen nicht im Verhältniß 
abr der Schädigung im gewerblichen Leben. Diejenigen, welche 
jährig⸗Freiwillige geweſen find, werden ſich im 32. Lebensjahr 
ſchon in ziemlich ſelbſtändiger Stellung befinden. Der verſpätete 
tritt kann nicht als Verſchulden aufgefaßt werden; er hängt 
mit der ganzen Einrichtung des Freiwilligenſyſtems damen. 
Daſſelbe beruht auf der 2 daß für dieſe Klaſſe von 
Perſonen der aktive Militärdienſt den Ausbildungsgang weit 
schärfer unterbricht als für andere Perſonen. Aus dieſem Grunde 


— man allgemein zugelaſſen, daß ſie erſt im 23. Jahre eintreten] B 
nen u 


nd im einzelnen Falle mit Genehmigung der Erſatzbehörde 
den Eintritt bis zum 25. Jahre hinausgeſchoben. Man wird nun 
meiſt von dieſer Befugniß Gebrauch machen, weil die Vorbereitungen 
für den Lebensberuf eine längere Zeit gebrauchen als in anderen 
Berufen, und da der verſpätete Eintritt nur möglich iſt mit Su 
ng der Erſatzbehörde, jo würde, falls man von einem Verſchulden 
— will, auch die Erſatzbehörde einen Theil des Verſchul⸗ 
dens haben. Als der Geſetzgeber die Ausnahme für den Fall des 
Verſchuldens machte, dachte er unzweifelhaft nur an diejenigen 
lle, wo Jemand eine Freiheitsſtrafe zu verbüßen habe. er 
nd, daß die Einjährig⸗Freiwilligen, die erſt mit dem 25. Jahre 
in den Dienſt treten, nun noch eine weitere Vergünſtigung erhalten 
würden, wenn ſie nur 6 oder 7 Jahre die Uebungen zu leiſten 
Hätten, trifft nicht zu, da die Uebungspflicht ja für alle dieſelbe iſt 
in maximo zwei Reſerve⸗ und zwei Landwehrübungen um⸗ 
ſaßt. Für die veripätet Eingetretenen drängt ſich dieſelbe Uebungs⸗ 
pflicht auf eine kürzere 1 zuſammen, und das iſt eher ein Nach⸗ 
kheil als ein Vortheil. Aber darauf kommt es nicht an, ſondern 
darauf, was Recht iſt. Es iſt unzweifelhaft, daß von einem Ver⸗ 
ſchulden nicht die Rede ſein kann, und daß auch die verſpätet ein⸗ 
getretenen Einjährig⸗Freiwilligen nach dem 32. Lebensjahr nur 
noch einberufen werden können, wenn die beſonderen Vorausſetzun⸗ 
des Kontrollgeſetzes eintreffen, auf Grund einer kaiſerlichen 
rordnung. (Beifall links.) 

Generalmajor von Goßler: Dem Kriegsminiſter iſt im Früh⸗ 
jahr — 9 — — Jahres die Frage vorgelegt worden, ob diejenigen, 
die auf eigenen Antrag verſpätet in den Militärdienſt eingetreten 
find, an den Vergünſtigungen theilnehmen ſollen. Die Verhand⸗ 
lungen über dieſe Frage haben keinen Aufſchluß gegeben. Die 
Beſtimmung iſt übernommen aus der Landwehrordnung von 1867. 
Es kommen hier nicht nur Einjährig⸗Freiwillige in Betracht, ſon⸗ 
dern noch andere Soldaten⸗Klaſſen. Eine begründete Veranlaſſung 
zu dieſem Antrage liegt meines Erachtens nicht vor. 

2. Hinze (df.): Es handelt ſich hier nur darum, was iſt 
Berſchulden, was iſt Recht? Wenn der Einjährig⸗Freiwillige im 
2 Jahre eintritt, ſo macht er von ſeinem Rechte Gebrauch, das 
ihm s 14 des Reichsmilitärgeſetzes giebt. Es iſt alſo kein Ver⸗ 
schulden. Das Geſetz ſagt jelbit: Eiieprke Fefe welche zur 
Vorbereitung für ihren Lebensberuf einen Auſſchub bis zum 25. 
Jahre haben wollen, können ihn mit Zuſtimmung der Erſatzbehörden 
erhalten. Das find klare Rechtstitel, welche dahin führen müſſen, 
daß der Einjährig⸗Freiwillige, der nach dem 23. Lebensjahre ein⸗ 
tritt, dieſelben Rechte hat, wie die, die mit 23 Jahren eintreten. 

ch weiß nicht, warum jetzt die Zeit zu einer ſolchen Interpreta⸗ 

n nicht gekommen fein ſollte, und ich möchte daher die Annahme 
der Reſolntion Richter befürworten. 

Der Titel ſowie das Kapitel wurde hierauf bewilligt. 

Die Reſolution der Budgetkommiſſion wird 

n die Stimmen einiger Konſervativen angenommen, 

ſo die Reſolution Richter gegen die Stimmen der Sozial⸗ 
demokraten, Kenſervativen und Reichspartei. 8 

Es folgt die Berathung des Kapitels „Militär⸗Juſtiz⸗ 
verwaltung“. N 

Hierzu liegen die Reſolutignen auf Reform der Militär- 
ſtrafprozeß⸗ Ordnung und Regelung des Beſchwerderechts 
beim Militär vor. 

Eine von der Kommiſſion beantragte Reſolution will 1) 
eine Reſorm der Milttärſtraſprozeßordnung namentlich in der 
| einer größeren Oeffentlichkeit des Verfahrens. 

ine Erleichterung des Beſchwerderechts. 3) Pflege des reli⸗ 

dien Sinnes unter den eee des Heeres, ſowie im ge⸗ 
ammten Volksleben insbeſondere bei der Erziehung der Jugend. 


Die Abgg. Dr. Buhl und Richter beantragen dagegen folgende 
Reſolution: Im Intereſſe der größeren Sicherſtellung einer ger 
enen Behandlung der Soldaten durch ihre Vorgeſetzten erſcheint 

es dringend erforderlich, 1. die Beſtimmungen über das Beſchwerde⸗ 
recht der Militärperſonen einer Reviſion zu unterziehen und ins⸗ 
besondere mißhandelte Soldaten zur Erhebung der Beſchwerden zu 
verpflichten; 2. bei der in Ausſicht genommenen Reform der M i- 
litärgerichtsverfaſſung und der Militärſtrafpro⸗ 
te don die Grundſätze der Ständigkeit und Selbſtändigkeit 
2 ſowie der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des 
Hauptverfahrens, wie ſie ſich im Königreich Bayern bewährt 
haben, zur Geltung zu bringen. 
Abg. Caſſelmann (ntl.): Die . welche 
durch den Erlaß des Kommandirenden des ſächſiſchen Armeekoxps 
bekannt geworden ſind, zeugen pon einer Grauſamkeit und Robheit 
bei Perſonen, denen man doch ein gewiſſes Standes⸗ und Ehrgefühl 
zutrauen ſollte, die man kaum erwarten könnte. Alles Menſchliche 
it beinahe abgeitreift worden, und beſonders bedenklich iſt es, daß 
auch Offiziere ſich ſolche Mißhandlungen haben zu Schulden kommen 
iſſen. Durch die Betonung der BEER Intereſſen wird auch 
nicht viel geholfen, noch weniger durch die Einführung konfeſſioneller 
Unteroffizierichulen. Redner empfiehlt die Annahme des Antrages 
Buhl Richter. Er hält es nicht für bedenklich, den Soldaten eine 
Beſchwerdeverpflichtung für den Fall von Mißhandlungen ren 
erlegen. Ebenſo unbedenklich jet die Einführung der Oeffentlichkeit 
für das Militärgerichtsverfabren. Man 1 ſich, die Oeffent⸗ 
lichkeit einzuführen. In Baiern beſteht dieſe Oeffentlichkeit und 
im baieriſchen Landtage hat man ſich für die Aufrechterhaltung der⸗ 
ſelben ausgeſprochen: in der zweiten Kammer einftimmig, alle Parteien: 
Liberale, Konſervative und Zentrum (hört!) haben dafür geſtimmt. In 
der eriſten Kammer, der Reichsrathskammer wurde der Antrag 
N 8 Stimmen angenommen. Die Ablehnenden waren aber 
t Gegner des Antrags, ſondern meinten nur, er jet unnöthig, 
well die bayriſche Regierung doch ſchon wiſſe, was ſie zu thun 
Unter den Zuſtimmenden befand ſich Prinz Leopold, der 
Kommandeur des erſten bayriſchen Armeekorps, und Prinz Arnulf, 
der Kommandeur der eriten bayriſchen Divifton. (Hört!) Das wird 
vielleicht die preußiſche Milttärverwaltung veranlaſſen, in dieſer 
Beziehung anderer Meinung zu werden. Keine andere Frage regt 


die öffentliche Meinung ſo auf, wie die vielleicht bevorſtehende 
reichsgeſetzliche Regelung der Gerichtsbarkeit unter Ausſchluß der 
Oeffentlichkeit. (Zuſtimmung links.) Es muß eine ſtändige, unab⸗ 
hängige Gerichtsbarkeit verlangt werden; ſie iſt aber nicht vor⸗ 
banden, wo die Gerichte von Fall zu Fall zuſammengeſetzt werden, 
wo jedes Erkenntniß der Beſtätigung der militäriſchen Befehlshaber 
bedarf. (Zuſtimmung links) elche eigenthümliche Stellung hat 
der Auditeur: er iſt Richter, Vertheidiger und Ankläger. In Bayern 
giebt es ſtändige Gerichte, und der Auditeur als Unterſuchungs⸗ 
richter iſt völlig ſelbſtändig. Die Gerichte ſind vollſtändig unab⸗ 
hängig und ſie haben ſich darin bewährt. Die Mündlichkeit 
des Verfahrens ſollte ſich eigentlich von ſelbſt verſtehen. 
Jedes Verbrechen und Vergehen iſt nicht bloß eine Ver⸗ 
letzung des Individuums, ſondern auch ein Einbruch in die öffent⸗ 
liche Ordnung, deshalb muß die Oeffentlichkeit wiſſen, wie ein 
ſolches Verbrechen geſühnt wird. Die Militärgerichte ſelbſt haben 
ein Intereſſe an der Oeffentlichkeit, weil ſonſt das Publikum die 
Urtheile nicht begreift. Eine Aufregung, wie ſie der ſächſiſche Erlaß 
hervorgerufen hat, iſt bei uns nicht denkbar. Welche Aufregung 
rief es hervor, als die Nachricht verbreitet wurde, in Köln fel ein 
Marineſoldat zum Tode verurtheilt und erſchoſſen worden, ohne 
daß von dem Prozeß irgend Jemand anders als die betreffenden 
Dienſtſtellen etwas erfahren hatten. Die Disziplin wird nicht 
darunter leiden, wenn die Oeffentlichkeit von beſonders kraſſen 
Mißſtänden, aber auch von deren Aburtheilung Kenntniß erhält. 
ayern hat ſchon vor dem Erlaß der jetzigen Gerichtsordnung die 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Verfahrens gehabt, ein Beweis, 
daß die Manneszucht darunter nicht gelitten hat. Der Kaiſer hat 
bei den letzten Manövern in Bayern der bayeriſchen Armee die 
höchſte Anerkennun dune rd der Der bayeriſche Kriegsminiſter 
und der bayeriſche Miniſterpräſident haben ſich für die Oeffentlich⸗ 
keit des Verfahrens erklärt, und mehrere Generale haben in der 
Reichsrathskammer dafür geſtimmt. Das wäre nicht geſchehen, 
wenn ſie die Erfahrung gemacht hätten, daß die Disziplin dadurch 
untergraben wird. Der Ausſchluß der Oeffentlichkeit iſt ja in ein⸗ 
elnen Fällen geſtattet, aber von dieſer Beſtimmung iſt von den 
ilitärgerichten außerordentlich wenig Gebrauch gemacht worden. 
Der Illuſion geben wir uns nicht hin, daß mit der Einführung 
der Oeffentlichkeit alle Mißhandlungen aufhören werden. Solche 
Miß handlungen wird es geben, fo lange wir gefühlloſe Menſchen 
haben. Aber die Zahl der Fälle wird ſich vermindern, wie dies 
in Bayern thatſächlich der Fall iſt. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
mit möglichſt großer Mehrheit dem Anftage Buhl⸗Richter zu⸗ 
zuſtimmen, und die Regierungen möchte ich bitten, der Forderung 
des Volks möglichſt bald Rechnung zu tragen im Intereſſe des 
ee) Heeres und zum Wohle des deutſchen Vaterlandes. 
ifall. 

Inzwiſchen iſt ein Abänderungsantrag v. Gagern 
(8.) sur Kommiſſtonsreſolution eingegangen, wonach in dem Abſatz 
über die größere Oeffentlichkeit hinzuzufügen iſt: unbeſchadet der 
in Bayern bereits beſtehenden . die (Große Heiterkeit links.) 
und ferner in einem Abjaß über die Pflege des religiöſen Weſens 
b e en ift: unter Beſeitigung des Duellweſens 

üchſſſcher Generallieutenant Graf Schlieben: Der Erlaß des 
Prinzen Georg war für die Oeffentlichkeit nicht be⸗ 
ſtimmt; er war ausdrücklich als geheim bezeichnet. Nach den 
Vorſchriften, die über die Behandlung ſolcher Erlaſſe bis zur Stunde 
beſtehen, kann die Veröffentlichung nur durch einen unerhörten 
Vertrauensbruch ermöglicht worden ſein. Im übrigen tft aber die 
ſächſiſche Regierung der Anſicht, daß die Ordre die Qeffentlich⸗ 
keit nicht zu ſcheuen hat. (Sehr richtig!) Der Inhalt der 
Ordre iſt ſo klar, entſpricht ſo ſehr den berechtigten Anſchauungen, 
daß ich auf dieſelben einzugehen nicht nöthig habe. Es ſind nur 
die ſchlimmſten Ausſchreitungen zuſammengeſtellt worden, nur die⸗ 
jenigen, die von der empörenbiten Brutalität zeugen, und dieſe 
Auswahl iſt deswegen erfolgt, um eine abſchreckende Wirkung zu 
erzielen; und dieſe Abſicht iſt auch erreicht. Schon vor der Ver⸗ 
öffentlichung des Erlaſſes in der Preſſe erhob ſich ein Sturm der 
Entrüſtung im ganzen Armeekorps. Grobe Mißhandlungen ſind 
ſeitdem nicht mehr zu verzeichnen geweſen. Angeſichts des Zweckes, 
welchen die Ordre verfolgt, halte ich es für richtig und angemeſſen 
auszuſprechen, daß die Ahndung der Mißhandlungen ſich nicht auf 
die Beſtrafung der Thäter ſelbſt erſtreckt, ſondern daß auch die 
vorgeſetzten Offiziere zur Verantwortung gezogen worden ſind. 
(Beifall.) Sie werden erkennen, daß der feſte Wille beſteht, die 
Wiederkehr ſolcher Mißhandlungen mit allen Mitteln zu verhindern, 
und ich darf meiner Ueberzeugung dahin Ausdruck geben, daß die 
hier vorliegende eindringliche Ermahnung von einer Stelle aus, 
welche das denkbar höchſte Maß von Verehrung der ganzen 
ei Armee genießt, ſeine Wirkung nicht verfehlen wird. 

eifall. 


Reichskanzler Graf v. Caprivi: Angeſichts der Beunruhigung, 
die Abg. Caſſelmann ſo draſtiſch dargeſtellt hat, und deren Daſein 
ich nicht in Abrede zu ſtellen im Stande bin, angeſichts der indi⸗ 
rekten Angriffe, die der Abgeordnete gegen die preußiſche Mllitär⸗ 
verwaltung gerichtet hat, deren Chef heute zu erſcheinen leider 
verhindert iſt, ſehe ich mich veranlaßt, das Wort zu nehmen. Zu⸗ 
nächſt herrſcht darüber Einverſtändniß, daß dieſe Mißhandlungen 
überaus beklagenswerth ſind, daß ſie vielleicht vom Standpunkt 
des Militärkommandos noch beklagenswerther ſind als von irgend 
einem anderen, denn ſie erſchweren die Aufrechterhaltung der Zucht 
in der Truppe. Vielleicht beruhigt es den Abgeordneten, daß auch 
bei dem norddeutſchen Verfahren die Mißhandlungen eine Ahndung 
erfahren, wie ſie bei dem bayeriſchen Verfahren nicht ſtrenger ſein 
kann. Bezüglich des Kölner Falles ſehe ich nicht ein, wie ſich die 
Leute über fo etwas beunruhlgen können, und ich ſehe auch nicht 
ein, wie das bei dem bayeriſchen Verfahren anders wäre. Wenn 
jemand in der Zeitung lügt und dem wird nicht widerſprochen, ſo 
können wir nicht hindern. daß man ſich über ſolche Lügen beun⸗ 
ruhigt. Der Fall beweiſt alſo gar nichts. ; 

Derr Caſſelmann weiſt auf die vorzüglichen Erfahrungen hin, 
die man mit dem bayeriſchen Verfahren gemacht habe, deſſen Vor⸗ 
theile zu verkennen mir fern liegt. Ich habe ſelbſt einmal die Ehre 
gehabt, bayeriſche Truppen zu kommandiren, und wünſche nur, daß 
der Abgeordnete dem ene Verfahren ebenſo unparteilſch ent⸗ 
ae wie ich dem bayeriichen. Vielleicht erhöht ſich feine 

nparteilichkeit, wenn er erfährt, daß die Strafen wegen Miß⸗ 
handlung von Untergebenen auch in Preußen exiſtiren und ſeit 
einer Reihe von Jahren die Fälle von Mißhandlungen zurückgehen. 
Die Kabinetsordre vom 6. Februar 1890 iſt ja in Preußen bekannt. 
Sie bezieht ſich auf eine Ordre von 1843. So lange ich denken 
kann, exiſtirt in der preußſſchen Armee die Beſtimmung, daß die 
Unteroffiziere unterwieſen werden, früher die alte Ordre, jetzt die 
neue bei jeder Rekruteneinſtellung vorzuleſen und ſie einzuſtudiren. 
Trotzdem ſind die Mißhandlungen nicht aus der Welt zu ſchaffen, 
und weder durch Ermahnungen noch durch öffentliche Verhandlung 
ſolcher Dinge wird die menſchliche Natur geändert, es wird immer 
rohe Menſchen geben. Das wird unter jedem Verfahren ſo bleiben. 
Ich konſtatire aber, daß ſeſt 1843 in Preußen von den Monarchen 
darauf gedrückt worden ft, die Zahl ſolcher Fälle zu reduziren. 
Die Strafbücher der Kompagnien werden ſeitens der Vorgeſetzten 
mit jo großer Peinlichkeit revidirt, daß man ſchon das Bedenken 
erhoben hat, die Vorgeſetzten könnten die Luſt am Beſtrafen ganz 
verlieren. Man darf auch nicht verkennen, daß die Ueberlaſtung 
der Offiziere dieſen eine Ueberwachung erihwert, und die ver⸗ 
bündeten Ser werden es an dem Ihrigen nicht fehlen 
laſſen, nach dieſer Richtung auf eine Erleichterung zu wirken. Der 


— 


Hauptmann wird in einer Weiſe in Anſpruch genommen wie kaum 
überhaupt irgend ein anderer Beamter. (Sehr richtig! links.) Er 
iſt nicht im Stande, Tag und Nacht ſeine Untergebenen ſo zu über⸗ 
wachen, daß einzelne Fälle von Mißhandlungen nicht vorkommen 
können. Wenn wir aber die Zahl der Hauptleute vermehren oder 


die Hauptleute nach anderer Richtung erleichtern, wenn wir den 
Stand unſerer Unteroffiziere zu heben im Stande ſind, ſo werden 
wir darin eins der Mittel haben, — allerdings nicht ein Palladium 
für alle Fälle — das nach dieſer Richtung wirkt. Solche ſchroffen 
Fälle wie in Sachſen ſind ja auch anderwärts vorgekommen. Ich 
erinnere nur an die Broſchüre des Herrn Abel. Aber ich habe 
mich überzeugt, daß in vielen Fällen ein gewiſſer Grad von geiſtiger 
Störung die Urſache zu Ausſchreitungen geweſen iſt. Der Fall. 
der Herrn Abel veranlaßt hat, in der Preſſe thätig zu werden, t 

durch die geiſtige Störung eines Vorgeſetzten veranlaßt. Solche Fälle 
werden immer übrig bleiben; aber in allen deutſchen Staaten 
ge das Beſtreben der Vorgeſetzten, und es wird mit allem 

rnſt danach getrachtet, dieſe Fälle aus der Welt zu ſchaffen. 


Ich habe mich gefragt, wie es kommt, daß in dem Antrage 
Richter⸗Buhl von einem Theil der Unterzeichner dieſer —— 
gegenüber eine ſchroffere Stellung eingenommen wird, als es bis⸗ 
her der Fall W 8 iſt, als noch im November im Antrage Mars 
quardſen. J kann die de gerd nicht unterdrücken, daß durch 
dieſe Form der Verhandlung der Materie nicht gedient iſt, daß 
Sie, wenn in dieſer Weiſe weiter gegangen wird andern Leuten 
in die Hände arbeiten, die vielleicht nach Ihnen kommen. (Lachen 
lints.) Und wenn die Herren nach drei Monaten eine ſo andere 
Stellung einnehmen, ſo ſcheint mir, daß ſie da ſäen, we andere 
ernten werden. Wenn auch Herr Caſſelmann meinte, das ſei 
keine Frage der Parteipolitik, jo kann ich mich der Anſicht doch 
5 e daß ein gewiſſes Quantum von Parteipolitit hier 

orlieg 

Der Beſchwerdeweg iſt in der deutſchen Armee durchaus ge⸗ 
regelt. Der § 177, welcher die Verhinderung der Beschwerden e⸗ 
ſtraft, läßt an Schärfe nichts zu wünſchen übrig. Darin weiche ich 
vom Abg. Caſſelmann ab, der da meint, nur immer beſchweren, es 
kann nicht genug beſchwert werden. Ich meine, es kann zu viel 
beſchwert werden, und dann würde es auf Koſten der Disziplin ge⸗ 
ſchehen. Daher werden auch unbegründete Beſchwerden beſtraft. 
Ich weiß nicht, wie man zur Aufrechterhaltung der Disziplin eine 
ſolche Straſbeſtimmung ſollte entbehren können (Zurufe links: 
Wollen wir ja auch nicht!) 

Die Reinlutton Buhl⸗Richter hat einen formellen Fehler, ine 
dem ſie eine Regelung des Beſchwerdewegs von dem Bundesra 
verlangt, während eine ſolche Sache des Kaiſers iſt, vorbehaltli 
der Reſervatrechte. Der Bundesrath hat mit der Disziplin im 
Heere nichts zu thun. Die Disziplin iſt Sache des Kaſſers, und 
das Beſchwerdeweſen bildet einen Theil der Handhabung der Dis⸗ 
ziplin. Die Reſolution will ſodann den mißhandelten Saldaten 
zur Erhebung der Beſchwerde verp flichten. Ich halte es 
nicht für möglich, einen ſolchen Paragraphen in ein Geſetz oder in 
ein Militärreglement zu bringen. Was iſt denn eine Mißhandlun 
eines Soldaten? Das find doch ganz ſubjektive Kriterien, wo die 
Mißbandlung anfängt. Wenn ein Unteroffizier einen Soldaten in 
die linte Hüfte drückt, um ſeine rechte Schulter in die Höhe zu 
bringen, ſo iſt das eine Mißhandlung oder auch keine; es kommt 
darauf an, wie es gemacht wird. Darüber ſoll nun der Soldat 
entſcheiden und ſich beſchweren. Wo bleibt dann aber 8 152 des 
Strafgeſetzbuches, der von der N Beſchwerde handelt? 

Gerechtigkeit zu üben, hat ja die Armee ſelbſt ein ſehr ſtarkes 
Intereſſe, weil ohne dieſe auf die Dauer die Disziplin nicht auf⸗ 
3 erhalten iſt. Die Wege der Gerechtigkeit müſſen aber bei 
der Meilitärverwaltung überall von denen der Zivilverwaltung ab⸗ 
weichen. Bei einer anderweitigen Regelung des Militärſtraf⸗ 
prozeßverfahrens wird alſo die Forderung der Wahrung 
der Disziplin aufrecht erhalten werden müſſen, und deswegen bin 
ich geneigt, bei der weiteren Berathung dieſer Frage das letzte 
Wort dem Soldaten 8 gönnen; der Herr Vorredner will es den 
Juriſten gönnen. ir werden ja das Beſtreben haben, dem 
bürgerlichen Verfahren möglichſt nahe zu kommen. Aber wir 
werden doch einen beſonderen militäriſchen Weg einſchlagen 
müſſen, und das Intereſſe der Disziplin wahrnehmen müſſen. 
Eine Armee iſt um jo beſſer, je mehr alle ihre Friedenseinrichtungen 
ſich dem Kriegszuſtande nähern. (Bravo! rechts.) Es darf nicht mit 
dem Uebergange vom Frieden zum Kriege der Vorhang fallen und 
an einer anderen Stelle wieder aufgeben. Der Mann muß nicht 
das Gefühl haben, jetzt fängt auf einmal ein ganz neues Leben an. 
Der Uebergang wird deito leichter, je mehr wir die Kriegsgewohn⸗ 
heiten im Frieden aufrecht erhalten. Auch hierin liegt ein prinzi⸗ 
pieller und durchaus zu berückſichtigender Unterſchied von dem Ci⸗ 
vilverfahren. Wir haben in Preußen zwei Arten von Militärge⸗ 
richten: Standgericht für leiigtere Sachen, Kplehſensricht für ſchwe⸗ 


rere. In der Preſſe verwechſelt man vielfach das politiſche 
Standgericht mit dem mifttärtjepen Standgerichte; fie Dale 
gar keinen Zuſammenhang. nter dem alten Verfahren 


haben wir ſehr gut gelebt. Wie die Dinge aber nun einmal 
liegen, werden wir an eine Umarbeitung der Strafprozeßordnung 
gehen muͤſſen; die Vorarbeiten dazu find ja auch ſchon im Gange. 
Es hat eine Kommiſſion getagt, maß at eine Menge Fragen er⸗ 
ledigt, ein anderer Theil iſt ſtrittig ge lieben. Es iſt auch ein Ent⸗ 
wurf ausgearbeitet worden, von 8 aber der preußtiche König es 
für gut befunden hat, zunächſt k ne Generallommandeure darüber 
zu hören. Kraſſe Ungerechtigfaten find bei den Standgerichten 
nicht vorgekommen. Wenn der Derichtähof zugleich Verfolger und 
Richter war, jo konnte das 2 azu beitragen, die Sache zu mil⸗ 
dern, da ein Richter lieber Ain milde als eine harte Strafe an⸗ 
wendet. In der preußiſchen Armee iſt das Verlangen nach einem 
anderen Verfahren nicht 12 van und wir glauben deshalb, daß wir 
noch etwas zuwarten können. Es wurde neulich bier von 
unſchuldig Verurtheilten geiprocen. Wenn das bei unſerer Zivil⸗ 
rechtspflege vorkommt, ſo dürfte es doch nicht Wunder nehmen, 
wem maß en es I mir ah lde derne gerne 32 
meiner ga r nur ein einziger derar 
vorgekommen. er hört! rechts.) ziger derartiger d 

Von der fortgeſchrittenen Seite der liberalen Partei wurden 
früher wenigſtens Fe Säbelaffären in den Zeitungen be⸗ 
handelt und die Offiziere als ſchroffe Menſchen hingestellt, die am 
Gerechtigkeit feinen Spaß hätten. Ausſchreitungen kom ren auch 
bier vor; aber jeder denkende Dffizier muß ſich ſagen, daß die 
Handhabung der Justiz in erſter Linſe Handhabung der Gerechtig⸗ 
eit verlangt. Wir haben nicht das mindeſte Intereſſe daran, der 
e in den Weg zu treten; im Gegentheil, wir wollen 
den höchſten Grad von Ger chtigkeit (Beifall rechts). Es iſt ja 
ſehr ſchwer, ſich über dieſe Dinge zu verſtändigen. Men Amts⸗ 
vorgänger hat bier einmal von Imponderabilien des militäriſ 
Selbſtgefübls geſprochen. Ich möchte das Wort etwas anders ge⸗ 
faßt haben und die Imponderabilſen des militäriſchen Ruhmes 
nennen, Ueber dieſe mit Nichtmilitärs ſich zu verſtändigen, iſt eine 
ſchwierige en (DOeiterkeit und ſehr wahr! links.) Sie ſpielen 
eine jo große ? olle, daß, wenn wir ſie vernachläſſigen wollten, 
das milttäriſche Leben auf das tiefſte geſchädigt würde. Alſo wir 
wollen uns ja gerne mit Ihnen über einen anderen Entwurf ver⸗ 
ſtändigen. Steigen Sie einmal etwas von Ihrem jurklſtiſchen 
Verhau berunter und kommen Ste zu uns auf das Blachfeld, 
dann verſtändigen wir uns leicht. (Heiterfeit.) 

Eine Pflege des religlöſen Lebens wollen auch wir; 
aber von konfeſſioneller Verſchledenheit kann keine Rede ſein. 


müſſen in der Armee Gehorſam und Kameradſchaft haben 

n deshalb nicht darnach fragen, in welchem Glauben der 

Soldat aufgewachſen iſt. Wir müſſen in der Armee die Pflege des 
religiöſen Lebens befördern, wenn es irgend geht, aber wir wollen 


keine Konventikel in den Kaſernen haben. (Beifall links.) 
Die Armee hat es verſtanden, die . die jahrelang während 
des Kultutkampfes die ganze deutiche Welt auf das ſchwerſte er⸗ 
ſchütterten, von ſich fern zu halten, und das war ein großes Glück. 
Bezüglich der Erziehung der Kinder verweiſe ich Sie, namentlich 
die Herren, die zugleich Mitglieder des preußiſchen Abgeordneten⸗ 
bauſes find (Heiterkeit), auf die Volksſchule (ſehr richtig! links). 

Auch in der Armee giebt es Spitzbuben, von Jahr zu Jahr 
werden uns immer mehr Leute überwieſen, die vorbeſtraft ſind, 
und wir ſind zu unſerem Bedauern zu dem Schluſſe berechtigt, daß 
die Verrohung in der 3 nicht ab⸗, jondern zunimmt. 
(Buftimmung rechts). Wenn Sie in dieſer Beziehung Vorſchläge 
machen, jo glaube ich, verſichern zu können, daß die verbündeten 
Regierungen bereit ſein werden, über die Vorſchläge zu verhandeln. 

es dahin kommt, daß der Mann, wie das leider jetzt der 
ll iſt, in die — 4 — es geben ſich Journale aller Richtungen 
ni der — Urtheile über feinen Vorgeſetzten abgiebt, ſo bedeutet 
das eine Lockerung der Disziplin. Eine weite Paxtei bringt Miß⸗ 
trauen gegen alles, was die Regierung thun wird. Wenn es 
aber durch die Verhandlungen hier und in der Preſſe dahin kommt, 
daß das Mißtrauen des Mannes gegen ſeine Vorgeſetzten genährt 
wird, dann halte ich das allerdings für ein großes Unrecht. Dann 
il die Truppe nicht mehr jo viel werth! Die Folge fit dann 
allemal nur, daß die Beſtrafungen ſtrenger werden. 

Wenn es jo weit kommt, daß nicht bloß die extremſte Partei 
Agitattonen gegen die Disziplin in die Maſſe wirft, ſondern daß 
dies immer — — um ſich greift, daß die Preſſe ſich immer mehr 
abfällig über Einrichtungen der Armee äußert, ſo kann auch die 
vorzüglichſte Armee zerſtört werden. Wenn die Journale das 
ließen, ſo würde der Armee und dem Reich ein großer Dienſt ge⸗ 

et werden (Bravo! rechts). Wenn Sie uns das zugeben wer⸗ 
den, was zur Erhaltung der Disziplin nöthig iſt, dann werden wir 
mit Ihnen über eine Militärſtra 8 zu einer Verein⸗ 
barung kommen können. Daß das in dieſer Seſſion noch zu Stande 
tommt, balte ich für ausgeſchloſſen. Ich bitte aber, den verbündeten 

egierungen das Vertrauen entgegenzubringen, daß ſie das Ver⸗ 
jahren finden werden, das der Sache am beſten dient (Lebhafter 
all rechts). 


3 bel (Soz.): Die konſervative Partei ſcheint nach dem 
Beta den h em Reichskanzler gezollt, Reformen überhaupt 
nicht zu wollen. Ich habe früher ſchon Thatſachen mitgetheilt, die 
an Grauſamkeit und Barbarei den im Erlaß des Prinzen Georg 
mitgetheilten nicht nachſtehen. Der Kriegsminiſter hat damals die 
Richtigkeit meiner Angaben augeben müſſen. Der Reichskanzler 
ſagt, die Mißhandlungen in der Armee ſeien in fortwährender Ab⸗ 
nahme befindlich. Wie ſchrecklich müſſen denn die Zuſtände früher 

ejen ſein. Die in dem Erlaß mitgetheilten Fälle aber ſind keine 

nahmen, ſondern in dem ganzen Syſtem begründet. 

Der Reichskanzler meint, ſtrenge Strafen würden helfen. Aber 
nicht der hundertſte Theil der Mißhandlungen kommt zur Anzeige. 
Sogar der „Reichsbote“ theilt jetzt mit, daß ein konſervativer 
Mann eine ganze Reihe von grauſamen Mißhandlungen als Sol⸗ 
dat erlitten hat, ſo daß er ſeinen Eltern beſtellt habe, er ſei kein 
Menſch mehr, er ſei ein Hund Die deutſche Preſſe bringt aber 
niemals ſolche Vorfälle zur Sprache, wenn ſie ſich nicht ganz 
enau von der Richtigkeit überzeugt hat, ja ſogar nur dann, wenn 
de genügend Zeugen zur Hand hat. Und trotzdem werden ſolche 
Zeitungen verurtheit, wenn der Vorgang in der allerkleinſten Ein⸗ 
zelbeit ſich nicht genau fo zugetragen hat, wie fie behauptet —.— 
Das hat zur Folge, daß die Redaktionen in den ſeltenſten Fällen 
ſolche Mittheilungen machen. Wenn aber die Preſſe . Fälle 
ur Sprache bringt, ſo thut ſie nur ihre Pflicht und Schuldigkeit. 
Troß des Erlaſſes des Kaiſers vor zwei Jahren ſind eine große 
Menge Mißhandlungen in Berlin und Potsdam während der 
Zwiſchenzeit vorgekommen. erg ſeitens der Offiziere 
ſcheinen ſogar dieſen nicht einmal im Avancement zu ſchaden. 
Wenn jeder Offizier und Unteroffizier, der ſich grober Schimpfworte 
und Mißbandlungen ſchuldig macht, beſtraft würde, jo gäbe es fait 
keine unbeftraften Vorgeſetzten. Das kommt daher, daß das Offizier⸗ 
korps aus einer geſellſchaftlichen Schicht ſtammt, in welcher der 
gemeine Mann als unterwerthig angeſehen wird. Gilt doch 
noch heute der Grundſatz: Nur der adelige Offizier hat Ehre 
im Leibe. Redner führt einige Fälle von grober Behandlung 
der Soldaten an. m Kaiſer⸗Alexander⸗ Regiment findet 
vor allem eine überaus ſchlechte Behandlung ſtatt, es wird mit 
dem Seitengewehr (Spidaal) bei jeder Gelegenheit gehauen. Ein 
Mann iſt jo geſchla 5 worden, daß er am ganzen Körper blutete. 
(Rufe rechts: Bewetie)). Als die Lazarethgehilſen Anzeige machten 
von dem Mißhandlungsfall, wurde dieſe Auge vom Feldwebel 
unterdrückt (Rufe rechts: Gewährsmänner!) Steht zur Verfügung. 
Ueberhaupt wurden gerade in derſelben Kompagnie alle Anzeigen 
über Mißhandlungen durch Abſchreckung, durch Ohrfeigen u. dgl. 
unterdrückt. In Potsdam find in letzter Zeit ſechs Selbſtmorde 
von Soldaten zu 9 welche alle auf Miß handlungen 
zurückzuführen And. n ſehr gutmüthiger junger Menſch wurde 
von dem Unteroffizier am heiligen Abend gezwungen, eine halbe 
Stunde um den Tiſch zu marſchiren und „Stille Nacht, heilige 
Nacht“ zu fingen. Dieſer Umſtand in Verbindung mit vielen Mi 
dandlungen brachte den Mann dazu, ins Waſſer zu gehen. 

Aber dieſe Mißhandlungen werden nicht blos von den 
unteren Chargen verübt, auch die Offiziere machen ſich der⸗ 
ſelben schuldig. Taß Lieutenants die Soldaten mißhandeln, iſt nicht 
ſelten. Aber 4 zahlreichen Fällen haben auch höhere Ai Miß⸗ 
bandlungen begangen. Ich erinnere an das bekannte arſchun⸗ 
glück in Bayern. Ver Hauptmann, durch den dafjelbe herbeigeführ 
wurde, hat ſpäter eine gut dotirte Stelle in der Verwaltung des 
Neichsinvalidenfonds erhalten (hört, hört! links). General v. d. 
Dften, Kommandant von Ulm, er Borna ſchwäbiſchen ‚Soldaten 
mit der Fauſt in's Geſicht mit dem Worte: Sauſchwabe! General 
v. Alvensleben ließ den Laufſchritt ein unerhörtes Tempo annehmen, 

er erklärte: Wer beim Laufichritt ftirbt, iſt im Frieden für 

das Vaterland geſtorben. Damit wollen ſie der Sozialdemokratie 

entgegenwirken? ( Heiterkeit.) 22¼ Proz. der in der Armee Ge⸗ 

ſtorbenen find Selbſtmörder, ein ſchreckenerregendes Reſultat. 

nochverfucht. der als die Zahl der Selbſtmorde iſt die der Selbſt⸗ 
e. 


mord 

Nimmt man die Reſolution der Kommiſſion an, ſo wird unter 
100 — in 99 Fällen die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 
Die bayeriſchen Zentrumsabgeordneten dürften am allerwenigiten 
einer ſolchen Reſolutton zujtimmen. Konſequenterweiſe dürften die 
Konjervativen für dieſe Rejolution gar nicht ſtimmen. Sie iſt ja 
auch wertblos. Wenn die Zentrumspartei heute abſchwenkt, 
jo liegt das daran, daß fie, wie früher die Nationalliberalen, eine 
Regierungspartei sans 5 iſt (Lachen im Zentrum), ihre Stel⸗ 
lung beruht nur auf Parteitaktik. Der jetzige Zuſtand iſt ſchon 
deswegen unhaltbar, weil der Soldat gar keine Ahnung von dem 
Inſtanzenweg im Beſchwerdeverfahren hat (Unruhe rechts). Wir 
werden natürlich die von der 12 eingebrachte Reſo⸗ 
lution nicht annehmen denn ſie iſt eine Halbheit und ſo verlottert, 
daß ein anſtändiger Menſch ſie nicht annehmen kann (Präſident 
v. Levehow ruft den Redner dieſes Ausdrucks wegen zur Ord⸗ 
nung). Wir werden diejenige Rejolution annehmen, die unſerer 
Anſicht am nächſten ſteht (Beifall bei den Sozialdemokraten). 


Reichskanzler Graf Caprivi: 36 fordere den Abg. Bebel 
auf, für die von ihm erwähnten Miß . die Namen ſeiner 
Gewührsmänner zu nennen, ſonſt ſtehen ſeine Ausführungen für 
mich auf dem Niveau anonymer Denunziation. (Beifall rechts). 
Die Selbſtmorde in der Armee haben konſtant abgenommen. Was 
das Zeitungsleſen betrifft, ſo wäre es mir allerdings lieber, daß 
die Soldaten überhaupt nicht leſen können, als daß ſie ſozlaldemo⸗ 
kratiſche Zeitungen leſen. (Beifall und Heiterkeit rechts). 

Darauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf 
Dienſtag 1 Uhr. 

Schluß 67¼ Uhr. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Königsberg i. Pr., 15. Febr. Das königliche Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebsamt macht bekannt: Der Verkehr auf der Strede 
Soldap-Lyd ift wieder aufgenommen worden. 

In, 15. Febr. Der „Köln. Ztg.“, der Vertreterin der 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Großinduſtrie, zufolge ſoll Baare bei 
dem Juſtizminiſter beantragt haben, die Vorunterſuchung gegen 
ihn ſchleunigſt zu eröffnen, angeblich um den Verdächtigungen, 
welchen er ſeit 1¼ Jahren wehrlos (?) ausgeſetzt ſei, wirkſam 
entgegentreten zu können. (Mit einer endlichen Eröffnung der 
Vorunterſuchung würde gewiß vor allem Herrn Fusangels 
Wünſchen entſprochen werden. Im Uebrigen dürfte die vom 
Wolffſchen Büreau ſchleunigſt weiterverbreitete Meldung der 
„Köln. Ztg.“ um ſo weniger ins Gewicht fallen als die 
Vorunterſuchung jetzt endlich mit oder gegen Baares Wunſch 
doch wohl eröffnet werden dürfte. — Red.) 


Wien, 15. Febr. ( Abgeordnetenhaus.) Die Regierung 
hat einen Geſetzentwurf eingebracht, ſie zu ermächtigen, die 
Handelsbeziehungen mit Serbien bis längſtens 30. Juni 1893 
proviſoriſch zu regeln; ferner einen Geſetzentwurf, betreffend 
die Gewährung von Staatsunterſtützungen zur Linderung des 
Nothſtandes. 

Wien, 15. Febr. (Abgeordnetenhaus.) Der dringliche 
Antrag des Ausſchuſſes betreffend die am 14. November v. J. 
an der Wiener Börſe ausgebrochene Panik, durch welchen die 
Regierung aufgefordert wird, die Akten der ſtrafgerichtlichen 
Unterſuchung vorzulegen und zu veranlaſſen, daß die Unter⸗ 
ſuchungsakten der Wiener Börſe nnd der Handelskammer eben: 
falls vorgelegt würden, wurde angenommen. Ferner nahm 
das Haus den Geſetzentwurf betreffend die ftaatliche Sub⸗ 
ventionirung der Donau⸗Dampfſchifffahrt⸗Geſellſchaft in dritter 
Leung mit 125 gegen 44 Stimmen an. Dagegen ſtimmten 
die Deutſchnationalen, die Jungczechen und die Antiſemiten. 

Wien, 15. Febr. Das Abgeordnetenhaus hat den Ge⸗ 
ſetzentwurf, betreffend die Entſchädigung unſchuldig Ver⸗ 
urtheilter, in der Faſſung des Herrenhauſes angenommen. 

Wien, 15. Febr. Das Abgeordnetenhaus nahm den 
Geſetzentwurf, betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Sta⸗ 
nislau nach Woronienka, an. 

Prag, 15. Febr. In einer geſtern ſtattgehabten Konfe⸗ 
renz der altczechiſchen Landtagsabgeordneten wurde einſtimmig 
die Beibehaltung der Mandate beſchloſſen. Gleichzeitig ſprach 
ſich die Konferenz für die Suspendirung der Berathung der 
Ausgleichsvorlagen bis dahin aus, wo ſämmtliche Ausgleichs⸗ 
Elaborate vorliegen. 

Prag, 15. Febr. Die altczechiſchen Preßorgane ver⸗ 
öffentlichen eine Kundgebung der altezechiſchen Abgeordneten, 
in welcher dieſelben anerkennen, daß der Inhalt der Ausgleichs- 
punktationen weder das Staatsrecht noch die Untheilbarkeit 
des Landes ſchädige. Durch die Ereigniſſe der letzten Zeit 
ſeien die Altczechen jedoch genöthigt, Vorſicht zu üben, in eine 
weitere Berathung der Punktationen nicht einzugehen, die Be⸗ 
ruhigung der Gemüther abzuwarten und ſelbſt auf dieſelbe 
hinzuwirken. Mit dieſer Ueberzeugung träten die Altczechen 
in den Landtag ein, indem ſie insbeſondere beabſichtigten, mit 
dem konſervativen Großgrundbeſitze in Verbindung zu bleiben. 

Nom, 14. Febr. Die „Riforma“ meldet aus Maſſauah, 
König Menelik habe die Abgeſandten Ras⸗Mangaſchas zurück⸗ 
gewieſen und damit Tigre den Krieg erklärt. Die Häuptlinge 
von Tigre ſeien entſchloſſen, ſich der Invaſion zu wider⸗ 
ſetzen. 

Rom, 15. Febr. Der „Agenzia Stefani“ wird aus 
Bern gemeldet, der eidgenöſſiſche Geſandte in Rom, Bavier, 
ſei nach Bern berufen worden, um Inſtruktionen für die 
Wiederaufnahme der ſchweizeriſch⸗italieniſchen Handelsvertrags⸗ 
Verhandlungen entgegenzunehmen. Die Verhandlungen würden 
einſtweilen, ohne daß eine beſondere Beſtimmung über den Ort 
getroffen ſei, in Rom geführt werden. 


m, 15. Febr. Die Hörer der Univerfität Palermo 


haben, nachdem die hieſige Univerſität vom Rektor wegen 
Behinderung der Vorleſungen durch die Studenten geſchloſſen 
worden iſt, ſich mit den hieſigen Studenten ſolidariſch erklärt 
und den Beſuch der Vorleſungen eingeſtellt. 

London, 15. Febr. In einer heute ſtattgehabten Ver⸗ 
ſammlung von Inhabern portugieſiſcher Staatspapiere wurde 
eine Reſolution angenommen, durch welche das „Council of 
foreign bondholders“ erſucht wird, maßgebende Perſönlichkeiten 
aus den finanziellen Kreiſen Englands und der anderen Län⸗ 
der, in denen Inhaber portugieſiſcher Schuldverſchreibungen 
vorhanden ſind, zu ernennen, um die gegenwärtige Lage der 
portugieſiſchen Finanzen zu unterſuchen und die Intereſſen der 
Inhaber der auswärtigen Schuld zu ſchützen. 

London, 15. Febr. Der „Standard“ bringt eine ihm 
aus Rom von Maſſauah zugegangene Nachricht, wonach es in 
Khartum zwiſchen Abdalla vom Stamme der Baggara und 
dem nach dem Khalifat ſtrebenden Scherif zum offenen Kampfe 
gekommen ſei. Letzterer ſolle einige Erfolge gehabt haben. 

Athen, 15. Febr. Nach Meldungen aus Piräus kam 
es geſtern Abend daſelbſt gelegentlich des evangeliſchen Gottes⸗ 
dienſtes zu Ruheſtörungen, indem eine gegen die Proteſtanten 
aufgebrachte Volksmenge die proteſtantiſche Kirche mit Stein⸗ 


würfen angriff. Ein Theil des Mauerwerks iſt zerſtört, die 
an dem Gottesdienſt theilnehmenden Proteſtanten waren ge⸗ 
zwungen zu flüchten. Mehrere Proteſtanten wurden von der 
Volksmenge mißhandelt, die Bibliothek ſowie die Einrichtung 
der Kirche wurde zerſtört. Die einſchreitende Polizei wurde 
m der Volksmenge angegriffen. Die Unterſuchung ift einge- 
eitet. 

Athen, 15. Febr. Mehrere von der griechiſchen Re⸗ 
gierung der Kammer vorgelegte Geſetzentwürfe betreffen die 
Einführung des Tabakmonopols und die Erhöhung der Ein⸗ 
fuhrzölle für fait alle Artikel um 15 Prozent, der Accife 
auf Wein und der monopoliſirten Petroleumſteuer, ſowie 
die Einführung des Zehnten auf Zugthiere. Es wird eine 
Vermehrung der Einnahmen um 16 Millionen Drachmen durch 
dieſe Maßregel erhofft. Zur Sicherung der Kuponzahlungen 
und Rückzahlungen an Banken ſind zwei Anleihe⸗Verhand⸗ 
lungen eingeleitet. 

Bukareſt, 15. Febr. Bei den Deputirtenwahlen im 
zweiten Wahlkollegium wurden 50 Konſervative und 12 Oppo⸗ 
ſitionelle gewählt. 8 Stichwahlen ſind erforderlich. In Buka⸗ 
reſt iſt die ganze konſervative Liſte mit 3200 gegen 980 St. 
durchgedrungen. In beiden Wahlkollegien ſind bisher 108 
en 20 Oppoſitionelle gewählt und 17 Stichwahlen 
erforderlich. 

Belgrad, 15. Febr. Die Skupſchtina ſetzte die Berathung 
des Budgets fort. In der Regierung naheſtehenden Kreiſen 
verlautet erneut von einer Umbildung des Kabinets. Mit dem 
Miniſter des Auswärtigen würden auch die Minifter der Juſtiz 
und des Krieges aus der Regierung ſcheiden. 


Wien, 16. Febr. Nach Berichten des hieſigen Stadt⸗ 
phyſikates iſt die Influenza in allen Formen im Erlöfchen 
begriffen und tritt nur noch vereinzelt auf. — In einer Ver⸗ 
ſammlung der Studirenden der hieſigen Univerſität behufs 
Gründung eines Unterſtützungsvereins für Mediziner kam es 
zu heftigen Konflikten zwiſchen antiſemitiſchen und fortſchritt⸗ 
lichen Studirenden. Der Rektor und der Dekan wurden von 


den Antiſemiten mit Pereatrufen empfangen. Der Tumult 
pflanzte ſich auf die Straße fort, zwei Studenten wurden ver⸗ 
haftet; nach Angabe ihres Nationales ließ man ſie wieder frei. 
— ͤ——— — ———— . ſf“2ä̃ä— N 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar 1892. Pr 


Datu m. Barometer auf 0 Temp 
Gr. reduz. inmm Wind. Wetter. f. Cel 
Stund e. en m Seehöde. rad 
15. Nachm. 2 746,5 N ſtark trübe — 91 
15. Abends 9 747,9 | NND ſchwach bedeckt) - 3,9 
16. Morgs. 7 „748.0 NND leiſer Z.] bedeckt — 4 
) Am Tage öfter ſchwacher Schneefall.) Nachts Schnee. 
Am 15. Febr. Warme⸗Maxtmum — 19“ Cell. 
Am 15 Wärme⸗Minimum — 5,7 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 15. Febr. Morgens 3,54 Meter. 
= = 15. = Mitta 3,5 = 

. = 16. = Morgens 3,42 = 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 
Jonds⸗Kurſe. 
Breslau, 15. Febr. (Schlußkurſe.) Feſter. 


rente 80,95, 4½ proz. 
1860er Looſe 124,40, 4proz. ungar. 


77°, Lübeck⸗Büchen 147,00, Nordweſtbahn 178°/,, Kreditakſien 261 
5 itteld. Kredit 97,60, Reichsb. 145,2 
Kommandit 178,70, Dresdner Bank 132,70, Pariſer 


8 Produkten⸗turſe. 

Köln, 15. Febr. Getreidemarkt. Weizen biefiger loko 23,00, 
do. fremder loko 23,50, p. März 21,65, p. Mal 21,65. Roggen 
siefiger loko 23,00, fremder loko 24,75, p. Mär, are 65 on 

m 00. 


2,65. Hafer biefiger loko 15,00, fremder —. 
„ Böhtenen, 15 er. (ne des Feten, . Watler-Rereing 
en, 15. Febr. e de = uU. = 0 
T.. ͤ ee en 
r., 5proz. Nordd. Lloyd⸗ Gd. 
Bremen, 15. Febr. (Börſen » Schlunperſcht.) Raffinirtes 
W ee N der Bremer Petroleumbörſe.) Faß⸗ 
zollfrei. Stetig. Lo ko 6, r. 
8 bt ae a et Zu Eee fand 
aſis middl., nichts unter ‚ rung, F 
36%, Pf., März * Pf., April 37 Pf., Mai 37 ¼ Pf., f 
37°, Pf., Juli 38 Pf. 3 
5 We 8 Wilcor — Pf., Armour 35 Pf., Rohe — 
f., Fairbanks . $ N e 
lle. 164 Ballen Cap, 37 Ballen Natal, — 5 
Ayres, = Ballen Auftral,, 22 Ballen Kämmlinge. Ballen Bend 
Speck ſhort clear middl. Ruhig. 33 Br. 
Hamburg, 15. Febr. Gerreidemarkt. Weizen loko ſeſt, holſtein. 


eure 


* z — * r 
* * 
1 


Ko loko neuer 210-218. — Roggen lolo feſt, mecklenb. loko neuer Glasgow, 15. Febr. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers ſtillem Geſchäft befeſtigt. In Spiritus war die Lokozufuhr 
In muh lg. Abe mad 5 g. to 580. Ei g h. pe erh — 15. Febr. Baumwolle. (Anfangsbericht.) Muth⸗ Ker — 55 del Hinem 65 Kalt unte seichten Schwan a 
10 9 ubol (unverz.) ruhig, Info rilu e er ervos ebr. aumwolle. nfan uth⸗ ermine waren be em Ge unter 

ha r.⸗März 35°, Br., per März⸗April 35½ Br, p. April⸗Mal 36 * bel 10 (00 Ball. Zeit. Fagesimport 6000 Ballen. |in feſter Haltung. eichten Schwankungen 


1 r., per Mai⸗ Jun 36 / Br. — Kaffee ruhig. Umſatz 1500 Liverpool, 15. Febr., Nachm. 12 Uhr 50 Min. Baumwolle. Weizen (mit Ausſchluß von Rauhweizen aus Roto 
Sad. — Petroleum rubig, Standard white loko 6,30 Br., p. Umſatz 10800 b. nk für lien und Export 1000 B. Ame⸗ geſchäftslos Termine ober Getũ a era —. preis 
März 6,15 Br. — Wetter: Prachtvoll. rikaner feſter, Surats tr träge. — Mk. ge 200—218 Mk. nach Qualität. ge 


ul Hamburg, 15. Febr. Kaffee. (Nachmittaasbericht.) wo ave⸗ Middl. amerikan. Lieferungen: Febr.⸗März 3 /, Verkäufer⸗ 
N rage Santos per März 68 ¼, per Mai 67, per Sept. 65, pr.] preis, März⸗April 3% Käuferpreis, April⸗Mai 3 Verkäufer⸗ 
10 Nov. ech Behauptet. preis, Mai⸗Inni Wahn Käuferpreis, Juli⸗Auguſt 4 Verkäufer⸗ 
10 Ham 15. Febr. Zuckermarkt Sen den Rüben, preis, Sept. 4¼ d. Käuferpreis. 

al Robzuder Y b ere © Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, fre Newyork, 15. Febr. 1 N gen Pipeline cer⸗ 
IN an Bord, Hemd b. je 145 55, v. Mürz 14,62%, v. Mal] tificates per März 60. Weizen per Mat 

10 14.95, p m — 

1 Belt, 15. Fehr Produktenmartt. Weizen loko feſter, ver ma 16. Febr. Wetter: Leichter Froſt. 


204 Mk., dieſen Monat — bez., p. April⸗Mat 203,25 205 bis 
204 bez. 5 Mat- et 205— 206,5—205,7. 75 bez., per Juni⸗Juli 
a 00 ene peng £ 

Roggen 5 „1000 — 0 1 0 eſchäft. Termine 2 
Gekündigt — gspreis — Mk. Loko 200 —212 
nach Qualltät. Hage 210 Mk., inländiſcher 206— Er 
ab Bahn bez, per dieſen Monat — bez., per April-Mat 213,5 
bis 25 — a2 ‚28—214,75 bez. per Mai-Suni 211—212,75—,25 bez rk 


1 rũ Jahr 10,40 Gd., 10,42 Br., per Herbſt 9,35 Gd., 9,37 Br. 1 Febr. Rother Winterweizen. p. Febr. 107 ½ C., Junf⸗Juli X8,5—25—210--209,5 b uli⸗Aug. 1945196 

0 Sale 0 6.11 ©b., 6,13 Br. 3 Neu⸗Mals p. Mai⸗Juni] p. März 106'/, C. 1855 dez. ez. p. Juli⸗Aug. 194,5 

N Dr. — Koblraps v. Aug.⸗Sept. 13,20 Gb., 13,40 Fonds» und Aktien⸗Börſe. Gerſte p. 1000 Kilo. Flau. Große und kleine 144-196 
1 er. = Bette F br. G tr ih kt. (Schtußbericht.) 2 Wei hi Berlin, Febr. Die heutige Börſe eröffnete in ſchwacher N Ser e rn ig eg 

EN Beben, 30 p. März 26.10, 9. März⸗Junt eg. Maſ⸗ Saltung ua elf etwas niedrigeren Kurſen auf ſpekulativem e tündigt — To. RR fefter. M. Nn BT 
0 Big 26,60, ebiet. Die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden Tendenz⸗ m 5 Dualität. 5 ein ae 10 159 MI. Bomm, 178 


2 7 . dungen lauteten nicht ungünſtig, boten aber beſondere geſchäft⸗ 
7. 55 90, 5. März 56,80, b. März- liche Ante 
gung nicht dar. 
Jia 57.60 60, p. Maß Aug. 840 5 Nödl feit, p. Febr. 55,00, Hier entwickelte ſich das Geſchäft im Allgemeinen ruhig, doch 


ef machte ſich im weiteren Verlaufe des Verkehrs wieder eine leichte 
Suez a b. 1 Bi 140 Würz⸗uurl 47 00, Befeſtigung geltend, die auch bei Schluß der Börſe fortdauerte. 


90. Der Kapitalsmarkt wies mäßig feſte Haltung für heimiſche 
Paris, 15. Febr. (Schlußbericht.) Rohzucker 9 1155 5 pCt. 8 — To. to 136— k. nach Qu 
ie 575755 15 Beh —— 55 00 v. Febr ſolide Anlagen auf bei ruhigem Handel; Reichs⸗ u. preußlihe Staats: | —_ per Dielen wen zu M. er ec März 280 per gn 
119 bez., per Mai⸗Juni — bez., per Juni⸗Juli per Juli⸗Aug.— 


f Anleihen wenig verändert; neue 3 prozent. Anleihe 83,70. Fremde 
2 lan p. März 40,62%, p. März⸗Juni 41,00, p. Mal auf 5 
feſten Zins tragende Papiere zumeiſt behauptet; Italiener Bee: Erbfen p. 1000 Kilo. Kochwaare 190-240 W., Jutterwaare 
. M. 7 71 N 0 8h 81 100 dil 5 
ont nme per rutto inkl. 

Termine höher. Gekündigt — Sack. Kündigungspreis nt 
zer dieſen Monat — bez., per Febr.⸗März — 65 per Apr. 
Mat 29,05 —29,25 bez., p. Mai-Junt 28,7 — 28,9 bez., — Juni⸗ 
Juli 28,45 —28,65 bez, per Juli⸗Auguſt 27,05—27,25 5 

Rüböl p. 1100 Kilo mit Faß. Wenig verändert. G den — -- 
Ztr Kündigungspreis — M. Loko mit Fan — M., on ohne % 
M., per dieſen Monat — bez., per 22 a — März⸗ Abr — 
per 50 09 0 fe 56.256 bez, . Mal- Jun bez., p. Sept. 


g 1 — 15. Febr. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Ziegler Ungarſſche Goldrente unverändert, ruſſiſche Anleigen und Noten 
u. Co.) Kaffee in Newvork ſchloß mit 10 Points Hauffe. ge f Wan oe 
Rio 1000 Sad, Santos 8000 Sack. Recettes für Sonnabend. Auf internationalem Gebiet gin zen bhierreſchiſche Kreditaktien 
05 Havre, 15. Febr. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, e gung { 
Hin u. Co.), Kaffee, good average Santos, p. März 90,50. p. Mai nach ſchwächerer Eröffnung in ziemlich feſter Haltung mäßig leb⸗ 
Me 87,75, p. Sept 83,75. Rubig. Köroücher Sollen etwas Teer, Eidelhelbahn wach! andere Min 
10 4 Combe Wale de late Bg, e ern reichiſche Bahnen wenig verändert; ſchweizeriſche Bahnen befeſtigt. 
. Verkäufer, p. Juli 4.22, Sept. 4,27'/,, Oktober 4,30 Käufer. Inländiſche Eiſenbahnaktien behauptet und ſehr ruhig; Marien⸗ 


burg⸗Mlawka feſt. 
10 Antwerpen, 15. Febr. Petroleum markt „Shlußberiat,) Raf- Bankaktien blieben ruhig; die ſpekulativen Deviſen nach 
finieteß Tvpe, welß loko PR br d ig. Febr. 15°, Br., p ſchwächerer Eröffnung befeſtigt; Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 


na ärz 15¼ Br., ar big Tresen Rartoffelftärte uns un a brutto inet. 
ih M Rn e ö 5 6 en ehem 110 5 eigen beſſer. Nog⸗ ee 1 Handelsgeſellſchafts⸗Antheile beſonders anfangs Cote 5 In 125 5 eu 10 delt ge ; 955 8 Sad. 
45 en unbele afer ſchwa erſte ru N artoffel mehl p el. Sa 33,50 M. 
Ihe den Amſterd an 15. Nbg Getreidemartt. Wetzen auf Termine werthe inte eee BRD IRINA HER UNE; ENORION: un fn Voter don (Haffintctes Sede wölte) p. 100 19 2 
po! höher, p. März 2 p. Mai 245. — Roggen loko . Boften D bon 100 7 Termine — digt — flo. 
Ik. do. auf Termine ober per März 220, per Mai 227. Produkten - Vörſe. 1 — M. Loko — bez., p. dieſen Monat — M., 
25 per Fed — 1 lofo 280% p. Mat 27½, p. Herbſt 270 per Febr.-März 
x mſterdam, 15. Febr. Bancazinn 54¼. Berlin, 15. Febr. Die auswärtigen Getreidebörſen zeigten Spiritus mlt 50 M. re 1 100 Fear à 100 
N j Amſterdam, 15. Paz Java⸗Kaffee good ordinary 55. am Sonnabend eine ſehr feſte Haltung; in Newyork notirte | Proz. = = 10000 * 9510 Kündi⸗ 
Mi London. 15. Febr. 96 pCt. Sjabnzuder loko 16'/, ruhig. Weizen über 1 c höher, nur in Paris trat zum Schluß eine | gun 1 Best dne Faß 66,1 bez. 
1 Rüben-Robander lde 5 matt. Centrifugal Cuba — leichte Abſchwächung ein. Hier hatten ſich die Preiſe am Sonn⸗ Ai 1900 — 15 70 1 . p., 109 Ltr. & 100 
1! London, An der Küſte 1 Welzenladung ange⸗ abend nach Schluß der Börſe weiter befeſtigt. An der heutigen om 10.000 Ban Gekündigt —— Otter. 
u, boten. — Naßlal Börſe war die Tendenz ebenfalls feſt, obwohl aus ſtarken neuen Iaungöpreis — to nn ine DaB 46, 46,6 bez. 
au London, 15 155 Chili⸗Kupfer 44'/,, per 3 Monat 44. Erwerbungen vom Auslande, die Importeurs mit ſtärkeren Ab⸗ Spiritus mit 50 M. Verb e 2: 5100 Liter à 100 
IM] London, 15. Bene: Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen gaben am Markt waren. Seit Sonnabend wurden gehandelt: | Proz. = 10 000 n . Te Sr. Kündl⸗ 
0 im Allgemeinen ½ bis 1 ſh. theurer als vorige Woche, rother ame⸗ 4000 Tonnen oſtindiſcher Kurachee⸗Weizen per April⸗Mai⸗Abladung, 1 — W  B —. 85 biefen Monat — 
1 nanlſcher beſonders geſucht. ½ ſh. höher. Angekommener und 1000 Tonnen Kanſas ſchwimmend zu 160 cif Hamburg un 4 "mit 70 u Sr Matter. 
HN ſchwimmender Weizen ½ ſh. theurer. Mais ½ theurer. Uebrige | zwei größere Partien indischer Weizen. Heute kamen 18 5 ungen Getünbiat Ltr. Kündigungspreis — M. Loko — bez., per ns 
IM Artikel allgemein feit, rufſiſcher Hafer ſehr rubig. unverändert. türkiſcher Roggen zu 173¼ M. cif Hamburg zum Abſchluß, auch Monat 46,3 bez., ae Febr.⸗März 55 ver März: April 
10 ondon, 15. Febr. Die Getreidezufuhren betrugen in der ſollen größere Partien Roggen aus Dänemark gekauft fein, Das April⸗Mat u. per Mat-Junt 47—472.-46.6—467° bez., we he 
h Woche vom 6. bis 12. Februar: Engliier 5 ne fremder Sant war in Weizen ziemlich lebhaft, die g pen den offiziellen Aan. 47,6—47,1—47,3 bez. bez Juli⸗Aug. 48—47,7—47,8 bez., per 
ö 42 968, engliſche Gerſte 2457, „engliſche Malz erſte Schluß vom 1 1 5 reiſe ſtiegen nach R 
4 18 5 emde —, engliſch. afer 248 1 78 316 Orts a re Schwankungen noch fern öder waren die Umſätze 5 2 — Ken ier 1 Nr. 00 2900 27,00, Nr. 0 26,75 — 25,00 bez. 
ii N liſches ehl 17 616, fremdes 80 168 Sack. ziemlich bedeutend, die Preise den höher ein und zogen ferner | Feine M er Notiz bezahlt. 
11 Giasgow, 15. Febr. Die Verſchiffungen betrugen in der bedeutend an. Hafer war durch ſtarkes Angebot vom Inlande None Nr. Ou. = 30 07 N. 58 do. feine Marten 
le vorigen Woche 7237 Tons gegen 4160 Tons in derſelben Woche | vorübergehend gedrückt, befeftigte ſich aber jpäter. Roggenmehl Nr. 0 u. 1 31,00 —30,00 bez., Nr. M. höher als Nr. u 
N des vorigen Jahres. wurde zu erhöhten Preiſen nur wenig umgeſetzt. Rüb öl bel] 1 pr. 100 Kg. br. inkl. Sack. 
Feste Umrechnung: — Livre Sterl. — 20 M. I. Doll. — 41/, N. I. Rub, 3 M 20 Pf. I fl. südd. Wösterr. 12 N. 1 f W. 2 2M. I fl. holl. W. I M. 70 fl I Frang oder I Lira oder I Peseta — 80 Pf. 
> * 1 je 
‚Bınk-Diskonto.weonsei vl Feb. rngoh. 20. V.. 105, 1812 h “N 2 — 1 ers 5 | 96,56 bz jun er - — — 
Amsterdam.) 3 | 8 T. 168,80 0 “eichseibahn| ' 5 do, Obligation.|5 4,10 bd. 68,25 b C 
London 3 [8 T. 20,39 . imst.-Rottord, do. Gald-Prior.!4 oe 2,25 
Paris...) 3 | 8 T. | 89,96 bes 3otthardbahn Baltische zar 149 25 . 
Wien 4 5.7. 1172,60 be tal. Mitteim. Brest-Grajewo |5 | 92,00 6 222 
Potorsburg.| 6 |3W. tal.Morid.-Bah nRuss, Eis. gur. 3 8 
Warschau 53 | 8 T. 200.25 br „Öttioh-Lmb, ivang.-Dombr, f. 4 ½ 95.80 6 — 
n Berlin.3,Lomb. 3% u. 4, Privatd. 140 ux. EN Henri & 243.80 K 
oten u. Coupons "00. Nordost 7 2 


do. Unionb. 
do. Wostb, 
Nestsioillan. 


5——.— 20,35 In 


Gold-Dol 
Enetdöot. Pi Pfd. Sterl. 20,38 he 


88 75 4 
lauz. do. | 8½ 127,50 ea 


1 Not. 100 Fros. | 81,15 bz . 2 
163 Heere. Noten 100 fl. | 172,85 bz r “Wien —— 20 |246.00 me 
9 9 Russ. Noten 100 R. .. | 277.85 55 0% —— 4% 53 ‚25 de 0. Wide — 1182,08 & 
N J 5 3resi-Warso 0 te 0 nde — |j 
10 Deutsche Fonds u. Stuatspap. Zzakat..St.-Pr. — [102,50 6 0.VolpiSohlät| — 1028 — 
e * k Dux-Bodn ommoo: — 
Wan Ss a 34, 19086 0 5 >aul-Neu-Aup.| 5 > 5 öhlm. Strk 14 | 
* „ 6% |3 '| 841% = elena , Körbisdt-Zuox.| 8 |120,00 n 
4 eos Al 4 106.76 br Szatmar- Nag. 87 Cor. Denz. Priv Löwe & Co..|— 1227.00 &, 
Hi, + de. do. 3½ 98,00 @ 330 @ _ |ortm.-Gron... rest. inte | — |14883 tea 
100 66. 40 3 * 84,10 — faltenbg. 8 — 120 00 bz Harionb Mlawk 40. Hofm... — /144,5 & 
150 do- Sorips,int.| 3 refelder 4% | 99,89 b. “eokib. Südb. Germ-vrz..At| 6 | 83,00 K 
10 Sts.-Anl. 1868| 4 101, 10 be -Vordng| — Istpr. Südbah Görlitz a... ia 28, K 
Im Id. 3½¼ 99,98 G ortm.-Ensoh.| — 102,25 , Jiaal Wiadikawk.O. 2 4 8740 d 8 Görl. Lödr. 3 82.78 
100 BeriStadt-Obi.| 3½ 8,90 ar Entin-Lübeck.| — | 48,80 bz 2 Grusonwrx, id [133,75 ne@& 
13 do. do.neue| 3½ 86,90 b Frnkf.-Güterb.| — | 77,06 * G. N. Pa 9 
In PosenerProv.- Ludwsh.-Bexb.| 10 222, 10 oz Sahwarzkopft. | 18 232,50 & 
12 Ani..Scheine....| 3½ 93,70 be d. übeok-Büch. | — 15,40 d sttin.Vulk-B| — 14.00 4 & 
. Berliner...) 5 [113,10 @ Mainz-Ludwsh| — [116,76 6. Se A 97,50 8 5 83,25 bd ndurg . — 90 ur 
It do. %½ n Hr a 3 — — | 57,00 6 sort. Potad.M.| 4 161,00 6 . Lit. a 8 dn 60. e Cham. 10 2245 G 
h do, =. bz m Frenz irsISchw. . 6 o. Porti. — | 36,00 & 
12 do... 3½ 97,10 be A Narschh-Märk.| 4 |101,26 ve f esl.-Warzen 5 Fer 5 a u 22 Oppeincemf.| — [103,10 ma 
un Gtri.Ldso DR Ostpr. Södb..] — 2210 G AzLudwh 68/9] 4 * . — 1.5% &. 
Kür do. do. | 3½ 96,25 A. 0.Lig-Pf.. a arn 7 u 0 do. 27% a zu ‚60 oz 
. Kur. uNeu- i Starpr -rosen 11 4 börschl.l. amd. Pf. — 26,50 & 
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